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Sachverhalt
Für eine deutsche Staatsanghörige mit Aufenthalt in der Schweiz (Ausweis C) wurde von der VB ihrer Wohnsitzgemeinde eine Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1/393 Ziff. 2 ZGB errichtet. Aus gesundheitlichen Gründen ist die betroffene Person auf unbestimmte Zeit nicht ansprechbar und kann deshalb weder selber Verfügungen treffen noch Anweisungen dazu geben.

Aus dem Eingangsinventar (Art 398 ZGB) ergibt sich, dass die verbeiständete Person u.a. über Vermögen in Form von Fonds- und Aktienanteilen auf einer Bank mit Sitz in Deutschland verfügt.

Der Beistand hat die Bank über die Errichtung der Beistandschaft informiert und möchte das Vermögen nach den in der Schweiz geltenden Richtlinien anlegen. Die deutsche Bank verweigert jedoch jegliche Auskunft, da auch die zuständigen Behörden im Unklaren sind, ob und wie weit die in der Schweiz errichtete vormundschaftliche Massnahme in Deutschland Gültigkeit hat bzw. anerkannt wird.

Der Beistand erkundigt sich, nach

· der Rechtsgrundlage, aus der seine Vertretungsbefugnis im Ausland hervorgeht

· dem anwendbaren Recht für die Vermögensverwaltung

· den Rechten und Pflichten der involvierten deutschen Bank.

Erwägungen

1. Bei den aufgeworfenen Fragen handelt es sich um Fragen des internationalen Privatrechts. Dieses beantwortet namentlich Fragen nach der Zuständigkeit er schweizerischen Gerichte und Behörden, des anwendbaren Rechts, der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen und der Zusammenarbeit zwischen Behörden von zwei oder mehreren involvierten Staaten.
2. Nach Art. 85 Abs. 1 des BG über das Internationale Privatrecht (IPRG) gilt für den Schutz von Minderjährigen in Bezug auf die Zuständigkeit der schweizerischen Gericht oder Behörden, das anwendbare Recht und die Anerkennung ausländischer Entscheidungen oder Massnahmen das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen (MSA).
Nach Art. 85 Abs 2 IPRG gilt das MSA sinngemäss auch für Volljährige.

3. Art. 1 MSA erklärt die Gerichte und Verwaltungsbehörden des Staates, in dem ein Minderjähriger (und analoger weise ein Volljähriger) zuständig, Massnahmen zum Schutze der Person oder des Vermögens des Minderjährigen (bzw. Volljährigen) zu treffen. Nach Art. 2 MSA wird innerstaatliches Recht angewendet.
4. Nach Art. 7 MSA werden Massnahmen, welche die nach den Bestimmungen dieses Übereinkommens zuständigen Behörden getroffen haben, in allen Vertragsstaaten anerkannt. Erfordern diese Massnahmen jedoch Vollstreckungshandlungen in einem anderen Staate als im Staat, in dem sie getroffen worden sind, so bestimmen sich ihre Anerkennung und Vollstreckung entweder nach dem innerstaatlichen Recht des Staates, in dem die Vollstreckung beantragt wird, oder nach internationalen Übereinkünften.

5. Art. 11 MSA regelt den Informationsaustausch zwischen den Behörden der involvierten Staaten. Die Behörden, die auf Grund des MSA Massnahmen getroffen haben, verständigen hievon unverzüglich die Behörden des Staates, dem der Minderjährige (Volljährige) angehört (Abs. 1). Jeder Vertragsstaat bezeichnet die Behörden, welche die in Absatz 1 erwähnten Mitteilungen unmittelbar geben und empfangen können (Abs. 2).

6. Das MSA – und seine analoge Anwendung für schutzbedürftige Volljährige – hat jedoch namhafte Schwächen, namentlich im Bereich der teilweise konkurrierenden Zuständigkeit von Behörden des Aufenthalts- und Heimatstaates (Art. 4 MSA) und bei der fehlenden Verpflichtung zur Vollstreckung ausländischer Massnahmen. Ausserdem funktioniert die internationale Zusammenarbeit nur beschränkt
 Das MSA von 1961 wurde deshalb durch das Haager Übereinkommen über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Massnahmen zum Schutz von Kindern (HKsÜ) vom 19. Oktober 1996 abgelöst. Ihm folgte am 13. Januar 2000 das Haager Übereinkommen über den internationalen Schutz von Erwachsenen (HEsÜ). Diese beiden Abkommen sollen neben Klärung von Zuständigkeitsfragen namentlich die Zusammenarbeit und gegenseitige Rechtshilfe entscheidend erweitern und stärken
. Diese Zusammenarbeit soll insbesondere durch die Bestellung von Zentralen Behörden erfolgen
. Die Genehmigung der beiden Übereinkommen durch die Bundesversammlung und die anschliessende Ratifizierung durch den Bundesrat, ist im Gange, jedoch noch nicht erfolgt.. Die zitierte Botschaft ist den eidgenössischen Räten Ende Februar 2007 zugeleitet worden.
7. Aufgrund der (unbefriedigenden) geltenden Rechtslage sind die beiden ersten Fragen des Fragestellers klar zu beantworten, die Hindernisse in der Zusammenarbeit sind schwieriger zu beseitigen. Nach Auskunft des deutschen Bundesamtes für Justiz in Bonn ist beim zuständigen Amtsgericht am Sitz der Bank nach § 16a des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) die Anerkennung der in der Schweiz errichteten vormundschaftlichen Massnahme zu beantragen. Möglicherweise kann dieses Gericht gestützt auf die Anerkennung der Massnahme die Bank auch verbindlich auffordern, die für die Amtsausübung notwendigen Informationen zu liefern.

Fazit
Aufgrund der analogen Anwendung des MSA für schutzbedürftige Erwachsene

· ist der Beistand im Rahmen einer kombinierten Beistandschaft nach Art. 392 Ziff.1/393 Ziff.2 ZGB berechtigt und verpflichtet, die vermögensrechtlichen Interessen der verbeiständeten Person zu vertreten.
· Aufgrund des gleichen Übereinkommens ist auch klar, dass schweizerisches Vormundschaftsrecht zur Anwendung kommt.
· Für die Anerkennung der in der Schweiz errichteten vormundschaftlichen Massnahme empfehle ich Ihnen, vorerst festzustellen, welches Amtsgericht zuständig ist und unter Berufung auf die Auskunft des Bundesamtes für Justiz nachzufragen, welche Begehren zu stellen und welche Unterlagen beizubringen sind. Möglicherweise kann Sie dabei auch Ihre kantonale Aufsichtsbehörde unterstützen. 
Niederrohrdorf, 1. Juni 2007 

Christoph Häfeli
� Botschaft zur Umsetzung der Übereinkommen über internationale Kindesentführung sowie zur Genehmigung und Umsetzung der Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern und Erwachsenen, 28. Februar 2007, BBl 2007, S. 2599 (zit. Botschaft).
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� Siehe Entwurf Bundesgesetz über internationale Kindesentführung und die Haager Übereinkommen zum Schutz von Kindern und Erwachsenen (BG-KKE) Art. 1 und 2.





